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7 1 5 . Verordnung: Neuerliche Änderung der LVR-Novelle 1975
7 1 6 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Ursprungszeugnispflicht bei der Ein-

oder Ausfuhr von Kakao
7 1 7 . Verordnung: Rentenanpassung in der Kriegsopferversorgung für das Kalenderjahr 1977
7 1 8 . Kundmachung: Eröffnung von Kontingenten und Festlegung von Richtplafonds gemäß

Protokoll Nr. 1 zum Abkommen zwischen der Republik Österreich und
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft

7 1 5 . Verordnung des Bundesministers für
Verkehr vom 6. Dezember 1976, mit der
die LVR-Novelle 1975 neuerlich geändert

wird

Auf Grund des § 3 des Luftfahrtgesetzes,
BGBl. Nr. 253/1957, wird im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Landesverteidigung
verordnet:

Artikel I
Im Art. II der LVR-Novelle 1975, BGBl.

Nr. 573, in der Fassung BGBl. Nr. 138/1976
wird die Datumsangabe im Abs. 2 durch die
Worte „31. Dezember 1978" ersetzt.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1977
in Kraft.

Lanc

716. Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 21. De-
zember 1976, mit der die Verordnung über
die Ursprungszeugnispflicht bei der Ein- oder

Ausfuhr von Kakao geändert wird

Auf Grund des § 12 Abs. 1 lit. c des Außen-
handelsgesetzes 1968, BGBl. Nr. 314, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 469/1971 und
401/1974 wird im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Finanzen verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 27. Sep-
tember 1976, BGBl. Nr. 524, über die Ursprungs-
zeugnispflicht bei der Ein- oder Ausfuhr von
Kakao wird wie folgt geändert:

1. Die Anlage 6 hat zu lauten:

2. Die Anlage 7 hat zu lauten:
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3. In die Anlage 8 ist folgendes Markenbild
aufzunehmen:

In der Anlage 8 hat der drittletzte Absatz
zu lauten:

„Kakaoausfuhrmarken jener Länder, die in der
Anlage 6 mit *) gekennzeichnet sind, tragen
zusätzlich den Aufdruck „C 1", Kakaoausfuhr-
marken der in der Anlage 6 mit **) gekenn-
zeichneten Länder den Aufdruck „C 2".

Staribacher

717. Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 30. Dezember 1976
über die Rentenanpassung in der Kriegs-
opferversorgung für das Kalenderjahr 1977

Auf Grund des § 63 Abs. 1 und 7 des
Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957, BGBl.
Nr. 152, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 258/1967 und 94/1975 wird verordnet:

Artikel I
Der im Bereich des Allgemeinen Sozialver-

sicherungsgesetzes mit Verordnung BGBl.
Nr. 615/1976 für das Kalenderjahr 1977 mit
1,070 festgesetzte Anpassungsfaktor ist in diesem
Ausmaß für das Kalenderjahr 1977 auch im

Bereich des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957
verbindlich.

Artikel II
Die Beträge, die für das Kalenderjahr 1977

an die Stelle der im Kriegsopferversorgungsgesetz
1957 genannten Beträge treten, werden unter
Zugrundelegung der in der Verordnung BGBl.
Nr. 657/1975 angeführten Beträge wie folgt
festgestellt:

1. Im § 11 Abs. 1 statt 2 366,— S mit
2 532,— S;

2. Im § 11 Abs. 2 statt 97,—S mit
104 , - S;

3. Im § 11 Abs. 3 statt
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4. im § 12 Abs. 2 statt 1216,— S mit
1 301,— S, statt je 187,— S mit je 200,— S;

5. im § 12 Abs. 3 statt 1 377,— S mit
1 473,— S, statt 1 490,— S mit 1 594,— S,
statt 1 600,— S mit 1 712,— S;

6. im § 14 Abs. 1 statt je 147,— S mit je
157,— S, statt 297,—S mit 318,—S, statt
444,— S mit 475,— S;

7. im § 16 Abs. 1 statt 375,— S mit 401,— S,
statt 187,— S mit 200,— S;

8. im § 17 statt 375,— S mit 401,— S, statt
187,—S mit 200,—S;

9. im § 18 Abs. 4 statt 3 197,—S mit 3 421,—S,
statt 4 796,—S mit 5132,—S, statt
6 395,—S mit 6 843,—S, statt 7 996,—S
mit 8 556,—S, statt 9 591,—S mit
10 262,— S;

10. im § 20 statt 552,— S mit 591,— S;

11. im § 42 Abs. 1 statt 427,—S mit 457,— S,
statt 851,—S mit 911,—S;

12. im § 46 Abs. 2 statt 3 095,—S mit
3 312,—S, statt 3 694,—S mit 3 953,—S,
statt 3 178,— S mit 3 400,— S, statt
3 858,—S mit 4 128,—S;

13. im § 46 Abs. 3 statt 1 123,— S mit
1202,—S, statt 1570,—S mit 1680,—S;

14. im § 46 b Abs. 1 statt je 147,— S mit je
157,—S, statt 297,—S mit 318,—S, statt
444,— S mit 475,— S;

15. im § 47 Abs. 2 statt 5 519,— S mit
5905,—S, statt je 2 208,—S mit je
2 363,— S;

16. im § 56 Abs. 3 statt 862,— S mit 922,— S,
statt 444,— S mit 475,— S;

17. im § 73 Abs. 1 statt 207,— S mit 221,— S,
statt 39,— S mit 42,— S;

18. im Abschnitt VII der Anlage zu §§ 32
und 33 statt 84,—S mit 90,—S, statt
167,—S mit 179,—S, statt 279,—S mit
299,— S.

Artikel III

1. Die gemäß § 11 Abs. 1 des Kriegsopfer-
versorgungsgesetzes 1957 aus den Hundert-
sätzen des Betrages der Grundrente für
erwerbsunfähige Schwerbeschädigte errech-
neten und gerundeten Grundrentenbeträge
werden wie folgt festgestellt:

2. Die gemäß § 11 a Abs. 4 des Kriegsopfer-
versorgungsgesetzes 1957 aus den Hundert-
sätzen des Betrages der Grundrente für
erwerbsunfähige Schwerbeschädigte errech-
neten und gerundeten Schwerstbeschädigten-
zulagen werden wie folgt festgestellt:

3. Die gemäß § 35 Abs. 2 des Kriegsopferver-
sorgungsgesetzes 1957 aus dem Hundertsatz
des Betrages der Grundrente für erwerbs-
unfähige Schwerbeschädigte errechneten und
gerundeten Grundrentenbeträge werden wie
folgt festgestellt:

a) Nach § 35 Abs. 2 lit. a mit . . 810,— S

b) nach § 35 Abs. 2 lit. b mit . . 567,— S

4. Die gemäß § 42 Abs. 3 des Kriegsopferver-
sorgungsgesetzes 1957 errechneten und
gerundeten Beträge (Erhöhung der Waisen-
rente) werden wie folgt festgestellt:

a) Nach § 42 Abs. 3 lit. a und c
mit 1 373,— S

b) nach § 42 Abs. 3 lit. b und c
mit 2 172,— S

5. Die gemäß § 46 Abs. 1 des Kriegsopferver-
sorgungsgesetzes 1957 aus den Hundert-
sätzen des Betrages der Grundrente für
erwerbsunfähige Schwerbeschädigte errechne-
ten und gerundeten Beträge der Elternrente
werden wie folgt festgestellt:

a) Die Elternteilrente mit . . . . 709,— S

b) die Elternpaarrente mit . . . . 1317,— S

Weißenberg
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718. Kundmachung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom
21. Dezember 1976 über die Eröffnung von Kontingenten und die Festlegung von
Richtplafonds gemäß Protokoll Nr. 1 zum Abkommen zwischen der Republik Öster-

reich und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft

Auf Grund des § 17 Abs. 3 des EG-Abkommen-Durchführungsgesetzes, BGBl. Nr. 468/1972,
wird kundgemacht:

§ 1. Für die Einfuhr der im Anhang E des Protokolls Nr. 1 zum Abkommen zwischen der
Republik Österreich und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, BGBl. Nr. 466/1972, genannten
Erzeugnisse mit Ursprung in Dänemark oder dem Vereinigten Königreich Großbritannien und
Nordirland werden für 1977 nachstehende Kontingente zum Zollsatz Null eröffnet:

§ 2. Für die Einfuhr der im Anhang F des Protokolls Nr. 1 zum Abkommen zwischen der
Republik Österreich und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft genannten Erzeugnisse mit
Ursprung in Irland wird für 1977 nachstehendes Kontingent zum Zollsatz Null eröffnet:
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§ 3. Für die Einfuhr der im Anhang G des Protokolls Nr. 1 zum Abkommen zwischen der
Republik Österreich und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft genannten Erzeugnisse mit
Ursprung in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft werden für 1977 nachstehende Richtplafonds
festgelegt:

§ 4. Die Bestimmungen der §§ 1 und 3 gelten nicht für die im Anhang D des Protokolls Nr. 1
zum Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
genannten Erzeugnisse.

§ 5. Die in den §§ 1 bis 3 angeführten Kontingente und Richtplafonds gelten für Waren, die
vom 1. Jänner 1977 bis 31. Dezember 1977 in Österreich zum freien Verkehr abgefertigt werden.

§ 6. Die Kundmachung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 18. De-
zember 1975, BGBl. Nr. 658, über die Eröffnung von Kontingenten und die Festlegung von Richt-
plafonds gemäß Protokoll Nr. 1 zum Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft tritt außer Kraft.

Staribacher
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